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Vorwort der Herausgeber 
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Das Ziel der Reihe ist es nach wie vor, den Arbeiten des wissenschaftlichen 
Nachwuchses eine angemessene Veröffentlichung  zu sichern und damit der 
Strafrechtswissenschaft  zu dienen. 

Hamburg und Regensburg, im Februar 1988 

Eberhard  Schmidhäuser Friedrich-Christian  Sehr  oeder 
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Zum Thema der Untersuchung 

Neben dem Grundsatz „nullum crimen, nulla poena sine lege" gelten das 
Schuldprinzip, das Verbot der Verdachtsstrafe  und die Unschuldsvermutung 
als die wesentlichen Grundprinzipien eines rechtsstaatlichen Straf rechts. 
Zusammen beschreiben diese Prinzipien die spezifischen materiellen Recht-
mäßigkeitsvoraussetzungen für die Inanspruchnahme des einzelnen zum 
Zwecke der Strafrechtspflege:  das Schuldprinzip sowie das Verbot der Ver-
dachtsstrafe für die Strafe selbst und die Unschuldsvermutung für die der 
Strafe vorausgehenden Maßnahmen gegen einen noch nicht rechtskräftig  Ver-
urteilten. 

Ziel der vorliegenden Untersuchung ist die Beantwortung der Frage, ob und 
inwieweit sich diese Voraussetzungen aus dem Grundgesetz ableiten lassen. 
Gegenstand der Erörterungen wird also die verfassungsrechtliche  Begründung 
und Bedeutung der genannten Grundprinzipien sein. Die Beschränkung auf 
die verfassungsrechtliche  Fragestellung gilt auch für die in internationalen 
Menschenrechtserklärungen1 und einigen Landesverfassungen2 ausdrücklich 
gewährleistete Unschuldsvermutung. Insbesondere die Auslegung des inner-
staatlich im Rang eines einfachen Bundesgesetzes3 geltenden Art. 6 I I der 
Europäischen Menschenrechtskonvention ist damit nicht Gegenstand der 
Untersuchung. 

1 Art. 11 I der allgemeinen Menschenrechtserklärung der Vereinten Nationen vom 
10.12.1948; Art. 6 I I der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten  vom 4.11.1950 (BGBl. 1952 I I S. 685 ff.);  Art . 14 des Internatio-
nalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte vom 16.12.1966 (BGBl. 1973 I I 
S. 1534 ff.). 

2 Art. 65 I I Beri. Verf.;  Art. 6 I I I Brem. Verf.;  Art. 20 I I 1 Hess. Verf.; 
Art. 6 I I I 2 Rh-Pfälz. Verf.;  Art. 14 I I Saarl. Verf. 

3 Die vor allem in der älteren Literatur vertretene Auffassung,  der Europäischen 
Menschenrechtskonvention käme Verfassungsrang  zu (z. B. Echterhölter,  Die Europäi-
sche Menschenrechtskonvention im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung, JZ 
1955, S. 689 ff.),  wird von der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts  (z. B. 
BVerfGE 10, 271 (274); 41, 88 (105 f.)) und der heute ganz überwiegenden Meinung in 
der Literatur (z. B. Dürig  in: Maunz / Dürig, GG, Art. 1 Abs. 2 Rdn. 58; v. Man-
goldt / Klein / Stark,  GG, Art. 1 Abs. 2 Rdn. 85; v. Münch,  GGK, Vor. Art. 1-19 
Rdn. 80; Klein  in: Schmidt-Bleibtreu / Klein, GG, Art. 1 Rdn. 18; Hesse, Bestand und 
Bedeutung der Grundrechte in der Bundesrepublik Deutschland, EuGRZ 1978, 
S. 427 ff.  (428)) zu Recht abgelehnt. 



T e i l 1 

Das Schuldprinzip 

1. Kapitel 

Vorüberlegungen 

I . Problemstellung und Gang der Untersuchung 

Der Strafe kommt nach herkömmlicher Dogmatik gegenüber anderen 
Grundrechtseingriffen  eine verfassungsrechtliche  Sonderstellung zu. Diese 
Stellung beruht zum Teil auf ausdrücklichen Regelungen der Verfassung, vor 
allem Art. 103 I I GG; im wesentlichen geprägt wird sie aber durch die 
Annahme eines ungeschriebenen Verfassungssatzes: „Keine Strafe ohne 
Schuld". Anders als sonstige Eingriffe  in Rechte des Bürgers soll eine Strafe 
nur dann zulässig sein, wenn dem Bürger der Vorwurf  gemacht werden kann, 
schuldhaft gegen Rechtsnormen verstoßen zu haben. 

Die verfassungsrechtliche  Sonderstellung der Strafe versteht sich von selbst, 
wenn man von einer absoluten Straftheorie  ausgeht. Dann unterschiede sich 
die Strafe von allen anderen Grundrechtseingriffen  dadurch, daß sie nicht 
gesellschaftlichen Zwecken, sondern allein der Verwirklichung ideeller 
Werte1 (Vergeltung, Sühne, Gerechtigkeit2) diente. Das bedeutet: Strafein-
griffe  könnten nicht mit überwiegenden Interessen der Allgemeinheit, son-
dern nur aus dem Gedanken ausgleichender Gerechtigkeit3, der Betroffene 
habe den Eingriff  als Übelszufügung verdient, gerechtfertigt  werden. Eine sol-

1 Die Bezeichnung „Strafzwecke" sollte insoweit vermieden werden; denn Vergel-
tung, Sühne oder Gerechtigkeit sind keine mittels der Straf eingriffe  zu erreichenden 
Zwecke, sondern diesen Eingriffen  zugeschriebene Eigenschaften: Die Zufügung des 
Strafübels ist keine Ursache von Vergeltung, sondern die Vergeltung selbst (so auch 
Neumann /  Schroth,  Neuere Theorien von Kriminalität und Strafe, S. 4 f.; Schmidhäu-
ser·,  Strafrecht  Allgemeiner Teil, S. 49 Fn 6). 

2 Vgl. zu den absoluten Straftheorien  im einzelnen Neumann /  Schroth  (wie Fn 1), 
S. 11 f. 

3 Mit diesem Begriff  soll nicht auf die von Aristoteles begründete Unterscheidung 
von ausgleichender und austeilender Gerechtigkeit Bezug genommen, sondern nur der 
Gegensatz zu einem zweckorientierten Gerechtigkeitsbegriff  deutlich gemacht werden 
(zu der Frage, ob die Strafe eher der ausgleichenden oder der austeilenden Gerechtig-
keit im Sinne Aristoteles zuzuordnen ist: Engisch,  Auf der Suche nach der Gerechtig-
k e i t ^ . 162 und S. 174 ff.). 



I I . Die Grundbegriffe 15 

che Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen  ist mit der allgemeinen Dogma-
tik des Verfassungsrechts  nicht vereinbar; denn es fehlt bereits an der Min-
destvoraussetzung4 für die Rechtmäßigkeit aller Grundrechtseingriffe:  der 
Verfolgung eines legitimen gesellschaftlichen Zwecks. Hält man die Rechtfer-
tigung gleichwohl für möglich, so setzt dies notwendigerweise voraus, daß für 
die Verfassungsmäßigkeit  von Strafeingriffen  besondere, von der allgemeinen 
verfassungsrechtlichen  Dogmatik abweichende Regelungen gelten. 

Der Frage, ob eine solche Abweichung überhaupt verfassungsrechtlich 
begründbar ist, eine absolute Straftheorie  also verfassungsgemäß wäre5, soll 
hier nicht nachgegangen werden, zumal eine wahrhaft  absolute Straftheorie 
dergestalt, daß die Strafe der Verwirklichung der Gerechtigkeit um ihrer 
selbst willen dient, heute nicht mehr vertreten wird und es sogar zweifelhaft 
ist, ob eine solche Theorie jemals vertreten wurde6. Vielmehr geht es um das 
Problem, wie der Grundsatz „Keine Strafe ohne Schuld" ausgehend von einer 
relativen Straftheorie,  nach der die Strafe ebenso wie die anderen Grund-
rechtseingriffe  gesellschaftlichen Zwecken dient, verfassungsrechtlich  begrün-
det werden kann. 

Dieses Problem soll in den folgenden Kapiteln stufenweise erörtert werden. 
Zunächst gilt es darzulegen, daß die Schuld notwendige Voraussetzung für die 
Verfassungsmäßigkeit  einer Strafe ist. Sodann wird zu klären sein, ob die 
Schuld auch das verfassungsrechtliche  Maßprinzip der Strafe, ein Überschrei-
ten der schuldangemessenen Strafe also verfassungswidrig  ist. Abschließend 
soll auf die Zulässigkeit schuldgelöster Bedingungen der Strafbarkeit  einge-
gangen werden. 

I I . Die Grundbegriffe 

Vor der Erörterung dieser Fragen ist jedoch zunächst die hier zugrundege-
legte Bedeutung der Begriffe  Strafe und Schuld kurz zu erläutern. Dabei geht 
es nicht darum, ein auf irgendeine Weise vorgegebenes Wesen der Strafe oder 
Wesen der Schuld zu erfassen. Die Begriffsbestimmung  soll vielmehr lediglich 
dazu dienen, die Thematik der Untersuchung präzise abzustecken. Metho-
disch handelt es sich um die Formulierung einer Bedeutungshypothese des 
Grundsatzes „Keine Strafe ohne Schuld", die für die Untersuchung der verfas-
sungsrechtlichen Begründbarkeit unerläßlich ist, da sich aus der Verfassung 
nicht die Namen, sondern nur die Inhalte von Rechtssätzen ableiten lassen. 

4 Statt aller: Bleckmann,  Staatsrecht I I , S. 256 ff.  mwN. 
5 Das Bundesverfassungsgericht  hat die absoluten Straf„zwecke" anerkannt und 

damit incidenter die Ausnahme von der allgemeinen Verfassungsdogmatik zugelassen 
(E 28, 264 (278); 32,98 (109); 45,187 (253 f.)). 

6 Dazu näher: Armin  Kaufmann,  Die Aufgabe des Strafrechts,  S. 266 f. 


